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Beihilfe für Attraktivität des öffentlichen Dienstes unverzichtbar  
 
(dbb) „Die Beihilfe ist wie die Beamtenversorgung für die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes unerlässlich.“ Das hat der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt auf dem 

Gewerkschaftstag der Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) am 15. Mai 2014 in 
Berlin unterstrichen. „Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) kann zur Beihilfe keine 

saubere Ergänzung anbieten. Ist ein Beamter in der Krankenversicherung, zahlt er den 

Beitrag ohne Arbeitgeberanteil allein und entlastet seinen Dienstherrn noch, weil neben 
Sachleistungen der GKV kaum Raum für Beihilfe bleibt.“ Die Legislative habe versagt, kri-

tisierte der dbb Chef. „Hier hätten Lösungen wie etwa die von uns vorgeschlagene Teil-
kostenversicherung angeboten werden müssen.“  

 
Mit Blick auf die Rentenversicherung bekräftig-

te Dauderstädt, dass die Lebensstandardsiche-
rung im Alter nicht mehr allein von der DRV 

gemeistert werden könne. „Deshalb fördern 
wir auch die betriebliche Zusatzversorgung und 

unterstützen als dritte Säule private Vorsorge, 
mit Erleichterungen vor allem im Steuerrecht.“ 

Der dbb Chef erneuerte die Kritik des gewerk-

schaftlichen Dachverbandes an der geplanten 
Finanzierung von abschlagsfreier Rente mit 63 

und „Mütterrente“ aus Beiträgen und nicht aus 
Steuern und forderte wirkungsgleiche Vorteile 

für die Beamtinnen und Beamten ein.  

 
Das Parlament ermahnte der dbb Bundesvor-

sitzende, in der Sozialpolitik „nicht weiter Ver-
schiebe-Bahnhöfe zu produzieren. Es ist ja 

großartig, dass in Zeiten laufender Konjunktur 

auch die Sozialkassen gut gefüllt sind. Das darf 
aber nicht zu missbräuchlicher Verlagerung 

zugunsten des Fiskalhaushalts führen oder das 
Kostenrisiko unparitätisch allein den Versicher-

ten aufbürden.“  
 

Der dbb Bundesvorsitzende beglückwünschte 

Maik Wagner, der mit 91,8 Prozent der Dele-
giertenstimmen als GdS-Bundesvorsitzender 

bestätigt worden war. Wagner steht seit 2012 
an der Spitze der GdS und hatte das Amt als 

Nachfolger von Klaus Dauderstädt übernom-

men, als dieser zum Bundesvorsitzenden des 
dbb beamtenbund und tarifunion gewählt wor-

den war.  
(01/19/14) 

 
 
 

Beteiligungsgespräch zum Gesetzentwurf –  
Besoldungsanpassung „Zeichen der Wertschätzung“ für Bundesbeamte 
 
(dbb) Als „Zeichen der Wertschätzung“ des Dienstherrn Bund für seine Beamtinnen und 

Beamten, Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger wertet der dbb den 
Entwurf eines Bundesbesoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2014/2015 

(BBVAnpG). Vor dem Beteiligungsgespräch zu dem Gesetzentwurf am 14. Mai 2014 in 

Berlin sagte der stellvertretende Bundesvorsitzende und Fachvorstand Beamtenpolitik 
des dbb, Hans-Ulrich Benra, dies sei auch angesichts des gegenwärtigen Auseinanderdrif-

tens der Besoldung in den Ländern und im Verhältnis zum Bund ein „wichtiges Signal“.  

 
„Unser gewerkschaftlicher Dachverband er-
kennt nachdrücklich an, dass der Entwurf – 

unter Beachtung der Unterschiede zwischen 

Tarif- und Beamtenrecht – eine durchgehend 
zeit- und inhaltsgleiche Umsetzung des Tarif-

abschlusses vom 1. April vorsieht“, sagte Ben-
ra. Dienst- und Versorgungsbezüge der Beam-

tinnen und Beamten, Richterinnen und Richter 

des Bundes sowie Soldatinnen und Soldaten 
sollen in zwei Schritten in den Jahren 2014 und 

2015 angepasst werden. „Auch dass der Ge-
setzentwurf zeitnah zur Tarifeinigung vorgelegt 

wurde und die Bundesregierung damit die 
entsprechende Ankündigung des Bundesin-

nenministers umgesetzt hat, bewerten wir 

uneingeschränkt positiv“, so Benra weiter. 
„Insgesamt wird mit dem Gesetzentwurf an 

dem bewährten Gleichklang der Statusgruppen 
festgehalten und gewährleistet, dass Tarifbe-

schäftigte und Beamte auf Bundesebene an 

der allgemeinen finanziellen und wirtschaftli-
chen Entwicklung in gleicher Weise teilhaben.“  
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In dem Gesetzentwurf vom 28. April vorgese-
hen ist die Anhebung der Bezüge rückwirkend 

zum 1. März 2014 um 2,8 Prozent bezie-
hungsweise mindestens um einen Prozentsatz, 

der einem Ausgangswert von 90 Euro ent-

spricht, jedoch um 0,2 Prozent vermindert ist, 
sowie zum 1. März 2015 um 2,2 Prozent. Die 

beamtenrechtlichen Anwärterbezüge erhöhen 
sich entsprechend dem Ergebnis der Tarifver-

handlungen für Auszubildende zum 1. März 

2014 um 40 Euro und zum 1. März 2015 um 
20 Euro.  

 
„Mit der zeit- und inhaltgleichen Umsetzung 

durch die Vorlage des Gesetzes ist der monetä-

re Teil wie vorgesehen schnell auf den Weg 
gebracht worden. In einem davon getrennten 

Verfahren gilt es nun, die ebenfalls im Tarifver-

trag vom April 2014 vereinbarten Urlaubsrege-
lungen – nämlich einheitlich 30 Tage und für 

Auszubildende und Praktikanten 28 Tage – 
zeit- und inhaltsgleich im Beamtenbereich um-

zusetzen“, so Benra. Das Bundesinnenministe-

rium bezeichnete die Forderung nach einer 
gleichartigen Verbesserung der Urlaubsrege-

lungen als berechtigt und teilte mit, dass für 
eine entsprechende Umsetzung bereits erste 

Arbeiten begonnen hätten.  

 
Die Befassung durch das Bundeskabinett ist für 

den 28. Mai 2014 vorgesehen. In seiner Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf regte der dbb 

an, dass mit dem Kabinettsbeschluss auch eine 

Abschlagsauszahlungsverfügung veranlasst 
wird.  

(02/19/14) 

 
 
 

dbb Chef: Für Gerechtigkeit im öffentlichen Dienst ist Wettbewerb zwischen 
den Gewerkschaften unverzichtbar 
 
(dbb) Zur Gerechtigkeit für den öffentlichen Dienst gehört der „unverzichtbare Wettbe-

werb“ zwischen den Gewerkschaften. Wenn der Bundestag diesen durch ein Tarifein-
heitsgesetz abschaffen wolle, sei das nicht gerecht, sagte der dbb Bundesvorsitzende 

Klaus Dauderstädt am 12. Mai 2014 auf dem Landesgewerkschaftstag des DBB NRW in 
Bochum. Die Arbeitstagung des dbb-Landesbundes stand unter dem Motto „Öffentlicher 

Dienst – Unverzichtbar für Gerechtigkeit“. 

 
Dauderstädt wandelte in seinem Grußwort 
dieses Motto um in „Gerechtigkeit – Unver-

zichtbar für den öffentlichen Dienst“ und erin-

nerte Befürworter einer politischen Zwangsre-
gelung der Tarifeinheit, die damit angeblich 

den öffentlichen Dienst nicht im Visier haben, 
daran, dass ein Gesetz als abstrakt-generelle 

Regelung nicht unterscheiden könne zwischen 

betroffenen und nicht betroffenen Branchen. 
„Alle bisherigen Ideen zur Umsetzung von 

Tarifeinheit sind einerseits verfassungswidrig, 
andererseits unrealistisch“, bekräftigte der dbb 

Chef die Position des gewerkschaftlichen 
Dachverbandes. Zudem sei ungeklärt, wie 

Gewerkschaften gemäß dem Koalitionsvertrag 

nach dem „betrieblichen Mehrheitsprinzip“ 
gewichtet werden sollen. Was ist denn der 

Betrieb, wie wird die Stärke einer Gewerk-
schaft ermittelt und wieso sollte ein Beschäftig-

ter angeben, ob und wo er gewerkschaftlich 

organisiert ist, führte der dbb Chef als Frage-
stellungen an und folgerte: „Es drohen massive 

Grundgesetzverletzungen.“ Er fordere die Poli-
tik auf, hier nicht die Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichts umkehren zu wollen, so 

Dauderstädt. „Hände weg, das regeln wir Sozi-
alpartner ganz alleine!“ 

Zur Gerechtigkeit für den öffentlichen Dienst 

gehöre auch eine anständige Bezahlung, so 
der dbb Chef weiter. Er verwies auf die in NRW 

nach der Tarifeinigung längst nicht für alle 
Besoldungsgruppen übertragene Anpassung 

und erinnerte die Vertreter der nordrhein-

westfälischen Landespolitik daran, dass das 
Bundesarbeitsgericht in seinem jüngsten Urteil 

zum Streikrecht auch erklärt hatte, dass es 
gegen die Verfassung verstößt, wenn die Be-

soldung von der Tarifentwicklung abgekoppelt 
wird. „Neben Sie das bitte ernst“, appellierte 

Dauderstädt. „Warten Sie nicht ab, bis der 

Verfassungsgerichtshof in Münster oder das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe das 

demnächst mit verpflichtender Wirkung für die 
Legislative in Düsseldorf aussprechen werden. 

Bessern Sie diesen Fehler nach!“ 

 
Klaus Dauderstädt gratulierte Roland Staude 

zu seiner Wahl als neuer Landesvorsitzender 
des DBB NRW und wünschte ihm eine erfolg-

reiche Arbeit. Staude, bisher 2. Vorsitzender, 
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bekam 98,2 Prozent der Delegiertenstimmen. 
Zugleich dankte der dbb Chef dem bisherigen 

Landesvorsitzenden Meinolf Guntermann, der 

nicht erneut kandidiert hatte und zum Ehren-
vorsitzenden des DBB NRW gewählt wurde. 

(03/19/14) 

 

 

dbb bundesfrauenvertretung im Gespräch mit Bundesministerin Schwesig: 
Quote durchsetzen 
 
(dbb) Die dbb bundesfrauenvertretung hat das Vorhaben der Bundesfamilienministerin 

Manuela Schwesig, den Frauenanteil an Führungspositionen im öffentlichen Bereich per 
gesetzlicher Quote zu erhöhen, als positives Signal gewertet. „Nach 20 Jahren der freiwil-

ligen Selbstverpflichtung und politischen Absichtserklärungen wird es Zeit für eine ein-

heitliche Initiative, die alle Bereiche abdeckt – sowohl in der Privatwirtschaft als auch im 
öffentlichen Bereich“; machte Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertre-

tung im Gespräch mit der Bundesfamilienministerin am 8. Mai 2014 deutlich. Nun komme 
es auf die konkrete Ausgestaltung des Gesetzes und dessen Umsetzung in der Praxis an. 

 
„Eine echte Wirkung kann das Gesetz aber nur 

entfalten, wenn die darin formulierten Zielvor-

gaben mit konkreten Kontroll-, Anreiz- und 
Sanktionsmechanismen unterlegt werden. 

Frauenförderung und die effektive Durchset-
zung von Gleichstellungszielen sollten daher 

als integraler Bestandteil der Zielvereinbarun-
gen mit den Führungskräften verstanden wer-

den“, so Wildfeuer. Es bedürfe zudem überge-

ordneter innerbetrieblicher und -behördlicher 

Kontrollmechanismen, die Top-Down von der 
Leitung und Bottom-Up durch Interessenver-

tretungen und Gewerkschaften durchgesetzt 
werden könnten.  

(04/19/14) 

 

 

Kothe und Schwesig: Politische Beteiligung der Jugend ausbauen 
 
(dbb) Eine stärkere politische Beteiligung der Jugendverbände hat die dbb jugend-

Vorsitzende Sandra Kothe anlässlich eines Treffens der Jugendverbände im Deutschen 

Bundesjugendring (DBJR) mit Bundesjugendministerin Manuela Schwesig (SPD) gefor-
dert. Die Begegnung am 13. Mai 2014 im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-

en und Jugend in Berlin stand im Zeichen des Kennenlernens und der Diskussion zum 
Thema Eigenständige Jugendpolitik.  

 
Kothe kritisierte besonders im Hinblick auf die 

Demografiestrategie-Entwicklung der Bundes-

regierung, dass die Jugend dabei „komplett 
außen vor“ gelassen werde. „Man beschränkt 

sich hauptsächlich auf die lebensälteren Men-
schen und Strategien, wie man diese möglichst 

lange arbeiten lassen und gesund halten 

kann.“ Schwesig kündigte dazu an, dass der 
Kreis der Strategie-Arbeitsgruppen der Bundes-

regierung um eine Jugend-AG erweitert wer-
den solle, was Kothe begrüßte: „Das finden wir 

natürlich gut.“  
 

Für den im Koalitionsvertrag festgeschriebenen 

„Jugend-Check“ fordern die Nachwuchs-
Verbände eine Ausgestaltung mit Bedacht, 

„kein Hau-Ruck-Projekt, sondern eine langfris-
tige Strategie“, erklärte die dbb jugend-

Vorsitzende. „Wir werden gemeinsam mit den 

Jugendverbänden einen ‚Jugend-Check‘ entwi-

ckeln, um Maßnahmen auf ihre Vereinbarkeit 

mit den Interessen der jungen Generation zu 
überprüfen“, lautet die Vereinbarung der Gro-

ßen Koalition. „Dieser ‚Jugend-Check‘ soll un-
serer Meinung nach über eine reine Gesetzes-

folgenabschätzung hinausgehen“, so Kothe.  

 
Besonderes Augenmerk legten die Jugendver-

bände im Gespräch mit der Ministerin auch auf 
die Stärkung ehrenamtlicher Strukturen. 

„Strukturstärkung erfährt die Jugendarbeit 
einerseits durch finanzielle Unterstützung im 

Rahmen des Kinder-und Jugendplans, anderer-

seits aber auch durch eine breite Wertschät-
zung der Jugendverbände“, betonte die dbb 

jugend-Vorsitzende.  
(05/19/14) 
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Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

Landesgewerkschaftstag wählt Roland Staude zum Landesvorsitzenden des 
DBB NRW  
 
(dbb) Roland Staude ist neuer Landesvorsitzender des DBB NRW. Auf dem Landesge-
werkschaftstag in Bochum wurde der 48-jährige Leiter des Bielefelder Ordnungsamtes 

am 12. Mai 2014 mit 98,2 Prozent der Delegiertenstimmen in das Spitzenamt gewählt. In 
seiner Antrittsrede kündigte Staude an, dass der DBB NRW unter seiner Führung „noch 

politischer“ werden müsse, um die berechtigten Forderungen der Kolleginnen und Kolle-

gen durchzusetzen.  

 
In den Vorstand wählten die Delegierten für 
die kommenden fünf Jahre neben dem 1. Vor-

sitzenden Staude als 2. Vorsitzende Jutta  
Endrusch sowie als stellvertretende Vorsitzen-

de Andrea Sauer-Schnieber, Guido Arens, And-

reas Bartsch und Wolfgang Römer. Dem Vor-
stand gehören weiter an Andreas Hemsing, 

Stefan Behlau, Elke Janßen, Marc Kleischmann, 
Hubert Meyers und Erich Rettinghaus. Der 

bisherige Landesvorsitzende Meinolf Gunter-
mann stand für eine Wiederwahl nicht mehr 

zur Verfügung. Er wurde zum Ehrenvorsitzen-

den des DBB NRW gewählt.  
 

Der Gewerkschaftstag und die öffentliche Ver-
anstaltung standen  unter dem Motto „Öffentli-

cher Dienst – Unverzichtbar für Gerechtigkeit“. 
Es gehe dabei um Tarifgerechtigkeit, Personal-

gerechtigkeit, Besoldungsgerechtigkeit und 
Bildungsgerechtigkeit, so Staude. Auch eine 

Frage der Gerechtigkeit sei die Übertragung 

des Tarifergebnisses von 2013 auf den Beam-
tenbereich. „Dieser Stachel sitzt bei uns tief“, 

sagte Staude mit Blick auf die differenzierte 
beziehungsweise Nichtübertragung, „weil wir 

dies als Ungerechtigkeit empfinden.“ Landes-
innenminister Ralf Jäger und –finanzminister 

Norbert Walter-Borjans verteidigten dagegen 

die Besoldungsentscheidung des Landes.  
(06/19/14) 

 
 

Lilli Lenz zu positiven Steuerzahlen: Jetzt Besoldung anpassen 
 
(dbb) Mit insgesamt knapp 100 Millionen Euro Steuerplus 2014 und 2015 können Landes-

regierung und Besoldungsgesetzgeber in Rheinland-Pfalz nach Meinung der dbb Landes-

chefin Lilli Lenz einiges tun, um den insbesondere durch den „5x1 Prozent“-Deckel auf 
Besoldung und Versorgung im Landes- und Kommunaldienst entstandenen Einkommens-

rückstand des Personals im öffentlichen Dienst endlich auszugleichen.  

 
Mit Blick auf die aktuellen Zahlen der amtlichen 
Steuerschätzung sagte die dbb Landeschefin 

am 8. Mai 2014: „Jetzt kommt es darauf an, 
dass sich die Dienstherren und öffentlichen 

Arbeitgeber auf die Pflichtaufgabe `Faire Be-

zahlung der eigenen Mannschaft´ besinnen. 
Wir fordern die Eins-zu-eins-Übernahme des 

Tarifergebnisses für den öffentlichen Dienst 
der Länder auf Beamtenbesoldung und -

versorgung in Rheinland-Pfalz. Das wäre ein 

erster Schritt zur von Ministerpräsidentin Malu 
Dreyer auf unserem Gewerkschaftstag diese 

Woche selbst angekündigten Abkehr vom `5x1 
Prozent-Deckel´“. 

 

In den im kommenden Jahr erneut anstehen-
den Verhandlungen zum Tarifvertrag für den 

öffentlichen Landesdienst dürfe sich die Lan-
desregierung angesichts der zu erwartenden 

Mehreinnahmen auch nicht als Bremser betäti-

gen, so die dbb Landesvorsitzende weiter. 
„Geld ist da und fließt voraussichtlich weiter in 

beträchtlichem Umfang zu. Nun muss ein deut-
licher Zug nach oben her, mit unkonkreten 

Ankündigungen lässt sich das Personal im öf-

fentlichen Dienst nicht abspeisen.“ 
 

„Die Landesregierung sieht bescheidene Spiel-
räume. Sie hat angekündigt, diese für eine 

bessere Beamtenbesoldung ab 2015 zu nutzen. 

Aus einem Prozent dann aber vielleicht nur 1,2 
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Prozent zu machen, wäre ein Hohn. Deshalb 
wollen wir jetzt eine Anpassung in Höhe des 

nächsten Tarifabschlusses in Aussicht gestellt 
bekommen.“ 

(07/19/14) 
 

 

GdS-Gewerkschaftstag 2014: Gegen Zwangstarifeinheit – Wagner im Amt be-
stätigt  
 
(dbb) Beim 8. ordentlichen Gewerkschaftstag der Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) 
am 15. Mai 2014 in Berlin haben die Delegierten den Plänen der Bundesregierung für eine ge-
setzlich verordnete Zwangstarifeinheit eine klare Absage erteilt. Unter dem Titel „Koalitions-
freiheit verteidigen“ billigten sie einstimmig einen Antrag an den Gewerkschaftstag, in dem die 
Freiheit, sich einer Gewerkschaft anzuschließen, als unantastbar erklärt wird.  

 
Bei den Wahlen zum GdS-Bundesvorstand 
bestätigten die Delegierten mit einem straken 

Votum Maik Wagner in seinem Amt als Bun-
desvorsitzender der GdS. Wagner erhielt 224 

von 244 gültigen Stimmen, das entspricht ei-

ner Zustimmung von 91,8 Prozent. Er steht 
seit November 2012 an der Spitze der GdS. 

Damals war er auf einer außerordentlichen 
Bundeshauptvorstandssitzung zum GdS-

Bundesvorsitzenden gewählt worden, nachdem 
sein Amtsvorgänger Klaus Dauderstädt das 

Amt des Bundesvorsitzenden des dbb beam-

tenbund und tarifunion übernommen hatte.  
 

Wagner kritisierte in einer programmatischen 
Rede das Vorhaben der schwarz-roten Regie-

rungskoalition, den Grundsatz der Tarifeinheit 

per Gesetz festzuschreiben, scharf und be-
zeichnete es als Angriff auf die verfassungs-

rechtlich garantierte Koalitionsfreiheit. Wenn in 
Zukunft Tarifverträge nur noch von der jeweils 

stärksten Gewerkschaft in einem Betrieb oder 

in einer Dienststelle geschlossen werden sol-
len, bleibe darüber hinaus völlig unklar, wie 

man diese Stärke denn messen und belegen 
wolle. 

 

Es könne nicht sein, dass ein verfassungsmä-
ßig garantierter Grundsatz aufgegeben werde, 

um es den Arbeitgebern bequemer zu machen 
oder den vermeintlich großen Gewerkschaften 

unliebsame Konkurrenz aus dem Weg zu 
schaffen, so Wagner. Auch das Argument der 

angeblichen volkswirtschaftlichen Schäden 

durch Streiks kleiner Gewerkschaften beruhe 
auf einer Scheindiskussion – tatsächlich sei 

Deutschland ein Land, in dem nach wie vor nur 
wenig gestreikt werde. Zudem seien es in 

jüngster Zeit eben nicht die scheinbar „Klei-

nen“ gewesen, die sich in tariflichen Auseinan-
dersetzungen vorrangig des gewerkschaftli-

chen Arbeitskampfes bedient hätten. 
(08/19/14) 

 
 

VBOB befürchtet Erosion der Bundesverwaltung durch Überalterung 
 
(dbb) Auf seinem Bundesvertretertag in Potsdam will der Verband der Beschäftigten der 
obersten und oberen Bundesbehörden (VBOB) die drohende Erosion durch Überalterung 

in der Beschäftigtenstruktur der Bundesverwaltung zum Thema machen. Um die sich an-

deutende scharfe Personalkrise zu verhindern, müssten die öffentlich-rechtlichen Arbeit-
geber umsteuern, moderne Beschäftigungsstrukturen schaffen und für talentierten 

Nachwuchs attraktiv werden. Dieses inhaltliche Ziel steht im Mittelpunkt der Diskussio-
nen und der Anträge auf dem Bundesvertretertag des VBOB, der am 22. und 23. Mai 2014 

in Potsdam stattfindet, wie Bundesvorsitzender Hartwig Schmitt-Königsberg mitteilte.  

 
Unter dem Leitwort „Jung und Alt – Vielfalt als 

Chance. Jetzt!“ sollen Wege und Strategien 
diskutiert werden, die einen leistungsfähigen 

Bundesdienst in den kommenden Jahrzehnten 
garantieren. Schmitt-Königsberg sagte, der 

Bundesdienst müsse der Rolle Deutschlands in 

der Staatengemeinschaft und der zunehmen-

den Internationalisierung der Politik weiterhin 

gerecht werden können. „Dies ist mit den In-
strumenten von gestern, dem anhaltenden 

Sparkurs, den Risiken durch die demografi-
schen Entwicklung und dem Irrglauben, eine 

zukunftsgerichtete Gestaltung des Bundes-

dienstes in personeller, struktureller und tech-
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nischer Hinsicht könne kostenneutral erfolgen, 
nicht möglich.“ 

 
Zwei Jahrzehnte seit der Wiedervereinigung, 

so Schmitt-Königsberg, habe der Staat von der 

Substanz gelebt. Der Stellenbestand (ohne 
Soldatinnen und Soldaten) sei vom einigungs-

bedingten Höchstlevel von381.000 Planstellen 
im Jahr 1992 um 129.000 (minus 30 Prozent) 

auf 252.000 Planstellen im Jahr 2012 gesun-
ken. Damit sei das Gestaltungs- und Leis-

tungsvermögen der Bundesverwaltung für 

Gegenwart und Zukunft nicht zu sichern.  
(09/19/14) 

 
 

Selbstanzeige verschärft – DSTG sieht dadurch auch erhöhtes Risiko  
 
(dbb) Die Finanzminister der Bundesländer haben sich darauf geeinigt, die Regeln für die 

strafbefreiende Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung deutlich zu verschärfen. So wer-

den zwischen 25.000 Euro und 100.000 Euro zehn Prozent Hinterziehungsbetrag fällig. 
Bis zu einer Million Euro beträgt der Aufschlag 15 Prozent. Wer dem Fiskus noch mehr 

vorenthalten hat, muss künftig mit einen Zuschlag von 20 Prozent rechnen. Zudem müs-
sen künftig alle Steuerzahler für die vergangenen zehn Jahre reinen Tisch machen und die 

hinterzogenen Steuern für diese Zeit nachzahlen – diese Regelung galt bislang nur für 

Fälle schwerer Steuerhinterziehung. 

 
Der Vorsitzende der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas 

Eigenthaler begrüßte zwar die höheren Zu-
schläge. Doch steigt seiner Meinung nach 

durch den verlängerten Offenlegungszeitraum 
auch das Risiko. „Nur mit einem einzigen Feh-

ler fällt die ganze Selbstanzeige ins Wasser.“ 

Die Selbstanzeige werde dadurch gefährlicher. 
„Auch viele Steueranwälte wird das Gefühl der 

Unsicherheit beschleichen, weil sie nicht wis-
sen, ob ihr Mandant ihnen wirklich alles gesagt 

hat oder ob er nicht vielleicht doch ein Konto 

übersehen hat“, zitiert die „Süddeutsche Zei-

tung“ (Ausgabe vom 10. Mai 2014) Eigentha-
ler.  

 
Der Beschluss der Länderminister soll nun der 

schwarz-roten Koalition als Vorlage für ein 
Gesetz dienen, das nach den Planungen An-

fang 2015 in Kraft treten soll. Die Finanzminis-

ter rechnen damit, dass die Zahl der Selbstan-
zeigen bis dahin weiterhin stark ansteigen 

wird. Bis Ende März hatte es mit gut 13.000 
dreimal so viele Selbstanzeigen gegeben wie 

im gleichen Zeitraum 2013.  

(10/19/14) 
 

 

BDF-Studie vergleicht Ausbildung von Forstleuten  
 
(dbb) In einer aktuellen Studie hat der Bund Deutscher Forstleute (BDF) erstmals die 
forstlichen Laufbahnausbildungen der einzelnen Bundesländer gegenübergestellt und 

verglichen. Für alle Berufsstarter und Absolventen der Hochschulen ergibt sich daraus 
eine kompakte Vergleichsmöglichkeit für den weiteren Berufsweg.  

 
Die Leistungen der einzelnen Arbeitgeber un-

terscheiden sich teilweise erheblich, erklärte 

der BDF am 14. Mai 2014. Eine große Gemein-
samkeit gebe es jedoch: Die Prognosen der 

meisten Länder zu Einstellungen und Über-
nahmechancen sind im Vergleich zu den ver-

gangenen 25 Jahren gut wie nie. Der BDF 

begrüßte die Einstellungskorridore, warnte 
aber gleichzeitig vor weiterem Stellenabbau. 

Eine gute Waldbewirtschaftung sei sonst nicht 
mehr möglich. 

 
In den Bundesländern Brandenburg, Sachsen-

Anhalt und im Saarland findet derzeit keine 

Ausbildung statt, obwohl besonders dort ein 

hoher Nachholbedarf an jungem Nachwuchs 

besteht. „Wir begrüßen die Einstellungskorrido-
re in den anderen Ländern und die damit ver-

bundenen Chancen für junge Forstleute. 
Gleichzeitig ist es für eine qualitativ hoch-

wertige Forstwirtschaft essentiell, über ausrei-

chendes und gut ausgebildetes Forstpersonal 
zu verfügen. Anders können die immer weiter 

steigenden Ansprüche an den Wald nicht er-
füllt werden“, erklärte Hans Jacobs, Bundes-

vorsitzender des BDF. 
(11/19/14) 
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Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dau-

derstädt hat sich erneut für eine Übertragung 
der abschlagsfreien Rente mit 63 ins Beamten-

recht eingesetzt und ist zugleich Befürchtun-

gen entgegengetreten, dies gefährde die Ein-
haltung der Schuldenbremse. Der „Nordwest 

Zeitung“ (Ausgabe vom 14. Mai 2014) sagte 
Dauderstädt: „Wir haben versucht, die Sorgen 

vor unüberbrückbaren Kostenhürden zu neh-

men. Die Regelung wird nämlich eher die unte-
ren Berufsgruppen, wie etwa Postboten, be-

treffen.“ Die meisten Beamten, die die 45 
Dienstjahre überhaupt erreichen und von dem 

Gesetz profitiert hätten, seien bereits im Ruhe-
stand. „Beim Zoll und der Polizei ist die Rege-

lung zurzeit aber ein wichtiges Thema“, so der 

dbb Chef. Auch auf Gleichberechtigung bei der 
„Mütterrente“ werde der dbb weiter drängen: 

„Einer Frau zu sagen, dass ein Kind, das vor 
1992 geboren wurde, die Altersversorgung nur 

verbessert, wenn sie Arbeitnehmerin war – 

und keine Beamtin – macht keinen Sinn. Es 
geht hier um Fakten. Die Besserung muss pa-

rallel gewährt werden.“  
 

Der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende 

Thomas Eigenthaler ist als Repräsentant des 
dbb in den Beirat für Fragen der Inneren Füh-

rung berufen worden. Bundesverteidigungsmi-
nisterin Ursula von der Leyen überreichte ihm 

die Berufungsurkunde am 9. Mai 2014 in der 
konstituierenden Sitzung des Beirats im Berli-

ner Bendlerblock. Sie dankte den Mitgliedern 

des Beratungsgremiums dafür, dass sie sich 
zur Mitarbeit bereit erklärt hatten. Dem 14. 

Beirat Innere Führung gehören 21 Persönlich-
keiten aus den Bereichen Wirtschaft, Wissen-

schaft, Bildung, Kirchen, Gewerkschaften, Ver-

bänden und Medien an, Vorsitzender ist 
Staatssekretär a. D. Thomas Kossendey. Das 

Gremium hat die Aufgabe, die Ministerin in 
grundsätzlichen und Einzel-Fragen der Inneren 

Führung zu beraten. Die Mitglieder werden für 
vier Jahre berufen, treten mehrmals pro Jahr 

zusammen und arbeiten unabhängig. „Wir 

brauchen ihre Expertise“, sagte von der Leyen 
an die Teilnehmer gerichtet. Durch die Innere 

Führung werden die Werte und Normen des 
Grundgesetzes in der Bundeswehr verwirklicht. 

 

Die SPD hat die Bundestagsabgeordnete Kirs-
ten Lühmann, die auch stellvertretende dbb 

Bundesvorsitzende ist, als neues Mitglied für 

den Aufsichtsrat der Deutschen Bahn vorge-

schlagen. „Als erfahrene Verkehrspolitikerin 
steht Frau Lühmann für eine Schienenpolitik, 

die die Interessen der Kunden fest im Blick 

hat“, zitierte die Nachrichtenagentur dpa am 
14. Mai 2014 SPD-Fraktionsvize Sören Bartol. 

Er sei sicher, dass sie die Interessen des Bun-
des im Kontrollgremium des bundeseigenen 

Konzerns kompetent vertreten werde. Die in 

Oldenburg geborene 50 Jahre alte Polizeibe-
amtin ist verkehrspolitische Sprecherin der SPD 

im Bundestag. Traditionell kann der Koalitions-
partner, der nicht den Verkehrsminister stellt, 

einen Aufsichtsrat der Bahn entsenden. 

 
Neben vielen anderen Institutionen gehört der 

dbb berlin zu den Erstunterzeichnern des Auf-
rufes „Berlin wählt Europa!“. Der Appell zur 

Beteiligung an der Europawahl am 25. Mai 

2014 war am 9. Mai 2014 zuallererst von Ber-
lins Regierendem Bürgermeister Klaus Wowe-

reit am Brandenburger Tor unterschrieben 
worden. Der Landesvorsitzende des dbb berlin, 

Frank Becker: „Warum soll ich bei der Euro-
pawahl mitmachen? Dies fragen sich viele Kol-

leginnen und Kollegen. Ich sage dazu, dass 

gerade der europäische Gesetzgeber sehr viele 
Entscheidungen trifft, die – trotz grundsätzli-

cher nationaler Zuständigkeit – auch für den 
öffentlichen Dienst von grundsätzlicher Bedeu-

tung sind.“ Schon allein deshalb rufe er alle 

Mitglieder dazu auf, „von ihren Freiheitsrech-
ten auch in Europa aktiv Gebrauch zu ma-

chen".  
 

Angesichts wachsender organisatorischer Auf-
gaben an Schulen will der Verband Bildung und 

Erziehung (VBE) die Schulverwaltungsassisten-

ten stärken. In Nordrhein-Westfalen und zwei 
anderen Ländern laufen Pilotprojekte mit die-

sen Angestellten, die Rektoren entlasten sollen 
– über ein klassisches Sekretariat hinaus. „Das 

sorgt am Ende dafür, dass die Pädagogen 

mehr Zeit haben für die Arbeit, für die sie pri-
mär stehen: unterrichten, erziehen, beraten“, 

sagte der VBE-Bundesvorsitzende Udo Beck-
mann laut „Süddeutscher Zeitung“ (Ausgabe 
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vom 12. Mai 2014). Die Assistenten hätten sich 
an den Schulen, an denen es sie gibt, bestens 

bewährt. Beckmann warnte aber vor finanziel-
len Einschränkungen, etwa einer Anrechnung 

der Kräfte auf Lehrerstellen. Im Verband war 

zuletzt auch die Forderung präsent, das Modell 
bundesweit zu erproben. Wegen der vielen 

Aufgaben, für die es wenig Gehaltszuwächse 
gibt, ist der Rektorjob gerade an Grundschulen 

unbeliebt. Eben in NRW ist jede achte Stelle 

vakant, aber auch andernorts werden Engpäs-
se vermeldet. 

 
Die meisten Züge bei der Rostocker 

Straßenbahn AG haben am 8. Mai 2014 wegen 

eines fast fünfstündigen Streiks stillgestanden. 
Die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer 

(GDL) hatte zu dem mittlerweile achten 
Arbeitskampf aufgerufen. In der 

Mitarbeiterversammlung in Rostock drohte die 
RS AG am selben Tag weiter damit, dass sie 

ihr Zugpersonal entlassen wolle. Der Termin 

dazu solle jedoch um drei Monate auf den 30. 
September 2014 verschoben werden. „Die RS 

AG will absolut mit dem Kopf durch die Wand“, 
so der GDL-Bundesvorsitzende und dbb Vize 

Claus Weselsky. Sie wiederhole lediglich ihre 

Drohungen, lege jedoch kein verbessertes 
Angebot vor. „Wir werden trotz alledem nicht 

zulassen, dass das Unternehmen weiterhin mit 
Niedriglöhnen unterwegs ist. Das Zugpersonal 

muss vernünftig entlohnt werden, egal welche 
Farbe die Züge haben.“ 

 

Die DPVKOM hat bei den Betriebsratswahlen 
im Bereich der Deutschen Post AG vom 6. bis 

8. Mai 2014 sehr gute Wahlergebnisse erzielen 
können. In den kommenden vier Jahren sind 

deutlich mehr DPVKOMler in den Betriebsräten 

des Unternehmens vertreten als in der zurück-
liegenden Wahlperiode, teilte die Gewerkschaft 

mit. So konnte die DPVKOM die Anzahl ihrer 
Betriebsratsmandate um mehr als 20 Prozent 

steigern. In einigen Niederlassungen wurden 

sogar erstmalig Kandidatinnen und Kandidaten 
der DPVKOM in die betrieblichen Interessen-

vertretungen gewählt. Die gute Arbeit der be-
trieblichen Interessenvertreter in den vergan-

genen Jahren sowie der engagierte und kämp-
ferische Einsatz der Kandidatinnen und Kandi-

daten im Betriebsratswahlkampf hätten sich  

ausgezahlt, so die DPVKOM. 
 

Das Europäische Parlament spricht sich mit 
großer Mehrheit für eine Richtlinie über den 

barrierefreien Zugang zu Websites öffentlicher 

Stellen aus. „Damit ist ein wichtiger Schritt hin 

zu mehr Bürgerfreundlichkeit und echter Parti-
zipation vor allem behinderter und älterer 

Menschen getan“, lobte der Vorsitzende der 
AG Behindertenpolitk des dbb Heinz Pütz am 

14. Mai 2014 den Richtlinienvorschlag. „In 

einigen Mitgliedstaaten können viele Menschen 
Online-Dienste nicht nutzen, weil die techni-

schen Voraussetzungen nicht gegeben sind. 
Das muss sich dringend ändern.“ Die Regelun-

gen können umgesetzt werden, sobald der 

Ministerrat seine Zustimmung gegeben hat. Mit 
einer Entscheidung ist hier allerdings erst in 

der zweiten Jahreshälfte zu rechnen. Die Richt-
linie soll künftig für alle Internetauftritte öf-

fentlicher Stellen und Websites von Körper-

schaften gelten, die öffentliche Aufgaben aus-
führen. 

 
Auf seiner jährlichen Mitgliederversammlung 

hat der VBGR (Verband der Beschäftigten im 
Gewerblichen Rechtsschutz) am 14. Mai 2014 

in München einen neuen Vorstand gewählt. 

Der Vorsitzende Franz Gotsis, seine beiden 
Stellvertreter Bernd Kessler und Volker Jörgens 

und die bisherigen Vorstandsmitglieder 
Sudabeh Akintche und Friedrich Meierhuber 

wurden in ihren Ämtern bestätigt. Zum neuen 

Schatzmeister wurde Martin Jäger, zu Beisit-
zern Johannes Holzer, Hartmut Wilhelms und 

Holger Schröder gewählt. Franz Gotsis umriss 
in seiner Antrittsrede unter anderem die be-

sonderen Herausforderungen durch das kom-
mende EU-Patent und den Wettbewerb mit 

dem Europäischen Markenamt. Ferner verwies 

er auf die Gefahren des Wegfalls von Aufgaben 
bei der Weiterentwicklung der elektronischen 

Schutzrechtsakte (ELSA). 
 

Im Streit um die künftige Dauer des Gymnasi-

ums in Bayern hat der Bundesvorsitzende des 
Deutschen Philologenverbandes (DPhV), 

Heinz-Peter Meidinger, die Rückkehr zum 
G9 gefordert. Seit der Verkürzung auf acht 

Jahre würden vor allem in ländliches Regionen 

Bayerns deutlich weniger Schüler aufs Gymna-
sium gehen, sagte Meidinger am 13. Mai 2014 

im Bayerischen Rundfunk. Hier wollten viele 
Eltern, dass ihre Kinder am Nachmittag nicht 

jeden Tag in der Schule sind und dass sie noch 
Freizeit haben. „Deshalb gehen sie den Weg 

über Realschule und Fachoberschule.“ Das sei 

nicht zu beanstanden, nehme aber vielen Kin-
dern die Möglichkeit, die breite gymnasiale 

Bildung wahrzunehmen. Meidinger plädierte 
für ein neunjähriges Gymnasium mit der Mög-

lichkeit für sehr gute Schüler, eine Klasse zu 

überspringen.  
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Ludwig Eckinger, von 1993 bis 2009 Bun-
desvorsitzender und seitdem Ehrenvorsitzender 

des Verbandes Bildung und Erziehung (VBE), 
hat am 10. Mai 2015 seinen 70. Geburtstag 

begangen. Der Pädagoge, Lehrerbildner und 

Schulleiter habe in seiner Amtszeit „mit Blick 
auf die nachwachsende Generation stets große 

Kraft darauf verwendet, die Profession zu be-
schreiben, zu schützen und zu stärken“, so 

Udo Beckmann, amtierender Bundesvorsitzen-

der des VBE in seiner Würdigung. Für Eckinger 
habe das stets bedeutet, auf nationaler und 

internationaler Ebene für den Lehrerberuf als 
Schlüsselberuf in der Demokratie zu streiten, 

auf eine Gleichwertigkeit der Lehrämter zu 

dringen und die Lehrerbildung als zentralen Ort 
der Professionalisierung in die Pflicht zu neh-

men. Sein bildungspolitisches und gewerk-
schaftliches Engagement wurde 2006 mit der 

Verleihung des Bundesverdienstkreuzes ge-
würdigt. Seit 1996 war er Mitglied der Exper-

tenkommission Schule, Bildung, Wissenschaft 

des dbb Beamtenbund und Tarifunion und von 
2000 bis Ende März 2009 deren Vorsitzender. 

Eckinger ist Mitglied des Rates für deutsche 
Rechtschreibung seit Gründung und hat das 

Mandat von DGB und dbb. 

(12/19/14) 
 


